
Berlin, 18. April 2015

Ein herzliches Willkommen vom Berliner Wassertsch zum  Globalen Aktonstag gegen die Freihandels- und 
Investtonsschutzabkommen. Wir freuen uns, dass wir hier ein paar Worte sprechen dürfen. 

TTIP, CETA und TiSA stellen eine Gefahr für die demokratsche Selbstbestmmung über unsere kommunale Daseins-
vorsorge dar. Wir müssen alles dafür tun, diese Abkommen zu stoppen. Alle öfentlichen Dienstleistungen wie Wasser, 
Müllabfuhr, öfentlicher Nahverkehr, Stromnetze und Gesundheitsversorgung sind Teil der sogenannten Daseinsvorsorge. 
Es ist wichtg, dass für sie die Prinzipien der Nachhaltgkeit und nicht die der Gewinnmaximierung gelten. 
Gewinnmaximierung führt erfahrungsgemäß zu Preissteigerungen und zu Lohn- und Qualitätssenkungen. Es darf nicht 
sein, dass beispielsweise Krankenhauskonzerne eine Rendite von 15 % anstreben und die mangelnde Hygiene in den 
Krankenhäusern dann zu vielen Todesfällen führt. 

Die EU-Kommission behauptet unermüdlich, TTIP habe nichts mit der Privatsierung und Liberalisierung öfentlicher 
Dienstleistungen zu tun. Doch leider ist das Gegenteil der Fall. Das beste Beispiel hierfür ist die kommunale 
Wasserversorgung. Vor zwei Jahren haben viele aufgeatmet, als die EU-Kommission nach der ersten erfolgreichen 
europäischen Bürgerinitatve RIGHT2WATER – WASSER IST EIN MENSCHENRECHT – die Wasserversorgung aus der 
gefürchteten Dienstleistungskonzessions-Richtlinie herausgenommen hat. Nicht so im TTIP-Verhandlungsmandat der 
gleichen EU-Kommission. Hier wurde die Wasserversorgung nicht ausgeklammert. Pia Eberhardt, bekannte Expertn in 
Freihandelsfragen antwortete kürzlich auf die Frage „Was spricht denn gegen TTIP?“ „Wenn ich mich als Bürger einer 
Stadt dafür einsetze, dass die Wasserwerke wieder in die öfentliche Hand gelangen, kann TTIP das verhindern. Was 
einmal in privater Hand ist, kann nicht mehr rekommunalisiert werden.“  Das heißt, wenn TTIP beschlossen wird, dann 
wäre ein Volksentscheid zur Wasser-Rekommunalisierung wie hier in Berlin überfüssig. Bei Freihandels- und 
Investtonsschutzabkommen wird die demokratsche Selbstbestmmung stark eingeschränkt. Dann heißt es: Einmal 
privat, immer privat. Oder es wird sehr teuer. Dafür gibt es bereits Beispiele:

Anfang der 90er Jahre war die Wasserversorgung im Großraum Buenos Aires an den Wasserkonzern SUEZ verkauf 
worden. Die Folgen der Privatsierung waren wie üblich: Tausende verloren ihren Job, die Wasserqualität verschlechterte 
sich. SUEZ hielt vertragliche Vereinbarungen nicht ein, verlangte aber immer drastschere Wasserpreiserhöhungen. 
Daraufin kündigte die Regierung dem Wasserkonzern. Doch SUEZ verklagte das Land Argentnien auf der Grundlage 
eines Investtonsschutzabkommens. Letzten Freitag hat das Schiedsgericht SUEZ 405 Millionen Euro Schadensersatz für 
entgangene Gewinne zugesprochen.

In der estnischen Hauptstadt Tallin sind die Wasserbetriebe privatsiert. 2011 lehnte die dortge Administraton eine 
Wasserpreiserhöhung ab. Der Miteilhaber der Wasserbetriebe, ein niederländischer Konzern, sah dadurch seine 
Gewinnerwartung geschmälert. Nun verklagen die die privaten Wasserbetriebe und der niederländische Teilhaber die 
Republik Estland auf Schadensersatz vor einem geheimen Schiedsgericht. Dies ist möglich, weil es ein 
Investtonsschutzabkommen zwischen Estland und den Niederlanden gibt.

Wir in Berlin haten noch Glück. NOCH gibt es diese Abkommen nicht. Nach unserem
Volksentscheid: Wir wollen UNSER WASSER ZURÜCK, heißt es aber nun: WIR WOLLEN UNSER
WASSER AUCH BEHALTEN! Daher sind wir heute mit dabei. Daher kämpfen wir weiter dafür,
dass die Betriebe der Daseinsvorsorge wieder als kommunale Eigenbetriebe geführt werden.
TTIP-CETA-TiSA und wie diese Vertragswerke alle heißen, müssen alle gestoppt werden. Sie
dürfen kein Hebel zur Privatsierung sein.
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